[Hier eingeben]

		Version: 1.0.
		Stand: 04.08.2025
[bookmark: _Hlk169525483]Stadt-/Markt-/Gemeindeamt XXX
..............................................................
..............................................................	GZ:………………
..............................................................	Ort, am Datum


[bookmark: _Hlk169525378]Herrn/Frau
................................................
ggf. z.H. Herrn/Frau 
RA Mag. XXX
................................................
................................................




Entscheidung über die Aufhebung der Auffälligkeit


BESCHEID


Sehr geehrte Frau/Sehr geehrter Herr ……….!

Aufgrund Ihres Antrags vom TT.MM.JJJJ auf Aufhebung der Auffälligkeit des Hundes XXX gemäß § 7 Abs. 7 Oö. Hundehaltegesetz 2024 ergeht von der Bürgermeisterin/vom Bürgermeister der Stadt-/Markt-/Gemeinde XXX, als Behörde erster Instanz im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde, folgender

SPRUCH

Variante 1: Vollstattgabe
[bookmark: _Hlk203565640]I. Aufhebung der Auffälligkeit
[bookmark: _Hlk204609168][bookmark: _Hlk204608900][bookmark: _Hlk204607556][bookmark: _GoBack]Ihrem Antrag vom TT.MM.JJJJ auf Aufhebung der Auffälligkeit des Hundes XXX gemäß § 7 Abs. 7 Oö. Hundehaltegesetz 2024 wird stattgegeben und die von der Bürgermeisterin/vom Bürgermeister der Stadt-/Markt-/Gemeinde XXX mit Bescheid vom XXX, Geschäftszahl XXX, gemäß § 7 Abs. 1 Z 1/Z 2 (Anmerkung: Bitte die Ziffer(n) anführen, nach der/denen der Hund für auffällig erklärt wurde; für Z 3 gibt es einen eigenen Musterbescheid) Oö. Hundehaltegesetz 2024 festgestellte Auffälligkeit des Hundes

	[bookmark: _Hlk197935110]Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX



wird gemäß § 7 Abs. 7 Oö. Hundehaltegesetz 2024 aufgehoben.

Variante 2: Abweisung des Antrags
I. Abweisung des Antrags
[bookmark: _Hlk204070653]Ihr Antrag vom TT.MM.JJJJ auf Aufhebung der Auffälligkeit des Hundes XXX gemäß § 7 Abs. 7 Oö. Hundehaltegesetz 2024 wird abgewiesen.

Rechtsgrundlagen: (Anmerkung: Auf die geltende Fassung achten)
§ 7 Abs. 7 iVm § 7 Abs. 1 Z 1/Z 2 (Anmerkung: Bitte die Ziffer(n) anführen, nach der/denen der Hund für auffällig erklärt wurde; für Z 3 gibt es einen eigenen Musterbescheid) Oö. Hundehaltegesetz 2024 (Oö. HHG 2024), LGBl. Nr. 84/2024 in der Fassung LGBl. 34/2025.


II. Verfahrenskosten

Sie haben als Antragstellerin/Antragsteller folgende Verwaltungsabgaben zu bezahlen:

Verwaltungsabgabe für den Aufhebungsbescheid……………………………………...…. 16,40 Euro

Rechtsgrundlagen:
Tarif A. Allgemeiner Teil Z 1 Oö. Gemeindeverwaltungsabgabenverordnung 2012 (Oö. GVV 2012), LGBl. Nr. 37/2012 in der Fassung LGBl. Nr. 46/2024.
§ 78 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51/1991 in der Fassung BGBl. I Nr. 157/2024.

HINWEIS:
Auf der Grundlage des Gebührengesetzes 1957 (GebG), BGBl. Nr. 267/1957 in der Fassung BGBl. I Nr. 20/2025. fallen für dieses Verfahren Gebühren an.

Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister ist verpflichtet, folgende Gebühren einzuheben und an das Finanzamt abzuführen: 

Gebühr für Eingaben gemäß § 14 TP 6 Abs. 1 GebG…………….…………………….….. 21,00 Euro
(pro Antrag)

Gebühr für Beilagen gemäß § 14 TP 5 Abs. 1 oder Abs. 1a GebG…………………….....   XX Euro
(pro Bogen/4 Seiten € 6,00 max. jedoch € 36,00 pro Beilage oder bei elektronischer Einbringung pro Beilage € 6,00)
		
Gesamtsumme:							                            XX Euro

Bitte überweisen Sie den Gesamtbetrag von XX Euro innerhalb von zwei Wochen auf das Konto der Gemeinde XXX bei der XXX Bank (IBAN, BIC). Als Verwendungszweck geben Sie bitte unsere Kennzahl XXX an.


BEGRÜNDUNG

Zu I.:
Variante 1: Vollstattgabe

Gemäß § 7 Abs. 7 Oö. HHG 2024 kann die Hundehalterin bzw. der Hundehalter bei einer Auffälligkeit gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 oder  Z 2 nach Vorlage eines positiven Befundes einer verhaltensmedizinischen Evaluierung, der nach rechtskräftiger Feststellung der Auffälligkeit eingeholt wurde, sowie eines Nachweises der Zusatzausbildung gemäß Abs. 6, bei der Gemeinde einen Antrag auf Aufhebung der Auffälligkeit stellen. Diesem ist stattzugeben, wenn aus dem Befund der verhaltensmedizinischen Evaluierung ersichtlich ist, dass kein erhöhtes Gefährdungspotential von dem Hund ausgeht.

Ihr Hund

	Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX



wurde von der Bürgermeisterin/vom Bürgermeister der Stadt-/Markt-/Gemeinde XXX mit Bescheid vom XXX, Geschäftszahl XXX, gemäß § 7 Abs. 1 Z 1/Z 2 (Anmerkung: Bitte die Ziffer(n) anführen, nach der/denen der Hund für auffällig erklärt wurde; für Z 3 gibt es einen eigenen Musterbescheid) Oö. HHG 2024 für auffällig erklärt.

Sie haben mit Schreiben vom TT.MM.JJJJ den Antrag auf Aufhebung der Auffälligkeit des Hundes XXX gestellt.

Da der vorgelegte Befund der verhaltensmedizinischen Evaluierung kein erhöhtes Gefährdungspotential bescheinigt und die Zusatzausbildung absolviert wurde, konnte Ihrem Antrag stattgegeben werden.  


Variante 2: Abweisung des Antrags

1. Aufgrund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens steht folgender (relevanter) Sachverhalt fest:
[Bitte den festgestellten Sachverhalt wiedergeben]

[bookmark: _Hlk204671359]Z.B. Ihr Hund

	Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX



wurde von der Bürgermeisterin/vom Bürgermeister der Stadt-/Markt-/Gemeinde XXX mit Bescheid vom XXX, Geschäftszahl XXX, gemäß § 7 Abs. 1 Z 1/Z 2 (Anmerkung: Bitte die Ziffer(n) anführen, nach der/denen der Hund für auffällig erklärt wurde; für Z 3 gibt es einen eigenen Musterbescheid) Oö. HHG 2024 für auffällig erklärt. Diese Auffälligkeit wurde noch nicht gemäß § 7 Abs. 7 oder 8 Oö. HHG 2024 aufgehoben.

[bookmark: _Hlk204673721]Sie haben trotz Verbesserungsauftrag vom TT.MM.JJJJ bisher keinen Befund einer verhaltensmedizinischen Evaluierung des Hundes XXX gemäß § 7 Abs. 5 Oö. HHG 2024 vorgelegt. (Anmerkung: Hier ist ein Verbesserungsauftrag inkl. Fristsetzung zur Nachreichung zu erteilen, bevor der Antrag abgewiesen wird)

ODER:
Sie haben am TT.MM.JJJJ einen Befund über die verhaltensmedizinische Evaluierung des Hundes XXX vorgelegt, der von XXX am TT.MM.JJJJ erstellt wurde.

ODER:
Sie haben am TT.MM.JJJJ einen Befund einer verhaltensmedizinischen Evaluierung des Hundes XXX gemäß § 7 Abs. 5 Oö. HHG 2024 vorgelegt. Daraus ist ersichtlich, dass Ihr Hund eine Gefährdungseinstufung von 3 oder 4 aufweist. (Anmerkung: ab Stufe 3 besteht jedenfalls ein erhöhtes Gefährdungspotential)

UND/ODER:
Sie haben trotz Verbesserungsauftrag vom TT.MM.JJJJ bisher keinen Nachweis über die positive Absolvierung eine Zusatzausbildung (§ 4 Abs. 2) für den Hund XXX gemäß § 7 Abs. 6 Oö. HHG 2024 vorgelegt. (Anmerkung: Hier ist ein Verbesserungsauftrag zur Nachreichung zu erteilen, bevor der Antrag abgewiesen wird)

UND/ODER:
Sie haben am TT.MM.JJJJ den Nachweis der XXX-Ausbildung, die am TT.MM.JJJJ von XXX mit dem Hund XXX positiv absolviert wurde, vorgelegt.

[bookmark: _Hlk204673445]Sie haben am TT.MM.JJJJ einen Antrag auf Aufhebung der Auffälligkeit des Hundes XXX gemäß § 7 Abs. 7 Oö. HHG 2024 eingebracht.


2. Die Behörde hat Beweise erhoben durch:
Hier bitte alle Beweismittel, wie z.B. Auffälligkeitsbescheid, vorgelegter Befund der verhaltensmedizinischen Evaluierung, vorgelegte Unterlagen zum Nachweis der Zusatzausbildung, Stellungnahme im Rahmen des Parteiengehörs, Einsicht in das Oö. Hunderegister, immer mit Datum und wenn vorhanden mit Geschäftszahl anführen. 

Der festgestellte Sachverhalt ergab sich widerspruchsfrei aus den aufgenommenen Beweismitteln.
ODER falls Widersprüche vorliegen:
Z.B.: Zur Frage XXX liegen widersprüchliche Aussagen der/des XXX und der/des XXX vor. Die Behörde folgt den Ausführungen der/des XXX, weil … Hier bitte sachlich begründen, warum dieser Aussage gefolgt wird.


3. [bookmark: _Hlk202507515]Rechtliche Beurteilung:
[bookmark: _Hlk171409772]Die Entscheidung über die Aufhebung der Auffälligkeit war nach den maßgeblichen Vorschriften des Oö. Hundehaltegesetzes 2024 (kurz: Oö. HHG 2024) und der Oö. Hundehalteverordnung 2024 (kurz: Oö. HHVO 2024) zu beurteilen.

Gemäß § 7 Abs. 7 Oö. HHG 2024 ist die Gemeinde sachlich zuständig. Gemäß § 18 Oö. HHG 2024 sind die in diesem Landesgesetz geregelten Aufgaben solche des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde. Die Zuständigkeit der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters zur Besorgung der behördlichen Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde ergibt sich aus § 40 Abs. 2 Z 3 iVm § 58 Abs. 2 Z 1 Oö. Gemeindeordnung 1990. (Anmerkung: Anpassung prüfen bei Städten mit eigenem Statut)

[bookmark: _Hlk204671429]Gemäß § 7 Abs. 7 Oö. HHG 2024 kann die Hundehalterin bzw. der Hundehalter bei einer Auffälligkeit gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 oder  Z 2 nach Vorlage eines positiven Befundes einer verhaltensmedizinischen Evaluierung, der nach rechtskräftiger Feststellung der Auffälligkeit eingeholt wurde, sowie eines Nachweises der Zusatzausbildung gemäß Abs. 6, bei der Gemeinde einen Antrag auf Aufhebung der Auffälligkeit stellen. Diesem ist stattzugeben, wenn aus dem Befund der verhaltensmedizinischen Evaluierung ersichtlich ist, dass kein erhöhtes Gefährdungspotential von dem Hund ausgeht.

Gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 Oö. HHG 2024 gilt ein Hund jedenfalls als auffällig, der die Alltagstauglichkeitsprüfung nicht fristgerecht bestanden hat und bei dem die Feststellung der Auffälligkeit noch nicht gemäß Abs. 7 oder 8 aufgehoben wurde.

Gemäß § 7 Abs. 1 Z 2 Oö. HHG 2024 gilt ein Hund jedenfalls als auffällig, der auf Grund seines aggressiven Verhaltens, ohne selbst angegriffen oder provoziert worden zu sein, eine Bedrohung für Mensch oder Tier darstellt, beispielsweise durch bedrohliches Anspringen oder Hetzen und bei dem die Feststellung der Auffälligkeit noch nicht gemäß Abs. 7 oder 8 aufgehoben wurde.

Gemäß § 7 Abs. 1 Oö. HHVO 2024 ist die verhaltensmedizinische Evaluierung gemäß § 6 Abs. 3 und § 7 Abs. 5, 7 oder 8 Oö. HHG 2024 eine verhaltensmedizinische Diagnostik zur Erfassung des psychischen und emotionalen Zustands des Hundes sowie eine allgemeinmedizinische, tierärztliche Untersuchung, um ursächlich organische Erkrankungen von primär psychischen abzugrenzen und allfällige Therapieempfehlungen auszusprechen (Momentaufnahme).

Gemäß § 7 Abs. 2 Oö. HHVO 2024 wird der Ablauf der Evaluierung unter anderem durch eine Erhebung der Anamnese, einen Gesundheitscheck, eine Beurteilung der psychischen Gesundheit sowie eine Beurteilung der Mensch-Tier-Interaktion bestimmt und mit einem Befund abgeschlossen.

Gemäß § 7 Abs. 3 Oö. HHVO 2024 werden im Befund allfällige Verhaltensauffälligkeiten, Verhaltensstörungen und Erkrankungen beim Hund angeführt und Behandlungs- bzw. Managementempfehlungen sowie ein allfällig nötiger Wiedervorstellungstermin zur neuerlichen Befundung festgehalten.

Gemäß § 7 Abs. 4 Oö. HHVO 2024 darf die Evaluierung nur von bestimmten Tierärztinnen oder Tierärzten durchgeführt werden (Zusatzausbildung auf dem Gebiet der Verhaltensmedizin). 

Gemäß § 4 Abs. 2 Oö. HHG 2024 hat die Halterin oder der Halter eines auffälligen Hundes mit dem Hund eine Ausbildung positiv zu absolvieren, bei der auf Grund der Erfahrungen der Wissenschaft davon ausgegangen werden kann, dass sie ausreicht, um diesen Hund tierschutzgerecht und weitgehend gefahrlos halten zu können (Zusatzausbildung). Diese im § 7 Abs. 6 vorgesehene Ausbildung ist von der Hundehalterin oder dem Hundehalter gemeinsam mit dem betreffenden Hund zu absolvieren. Die Zusatzausbildung besteht aus einem theoretischen und einem praktischen Teil und hat insbesondere folgende Inhalte zu umfassen: Lernverhalten bei Hunden; die Sprache des Hundes; Stress bei Hunden; die richtige Beschäftigung mit dem Hund; Leinenführigkeit, Sitz- und Freifolgeausbildung unter besonderer Berücksichtigung der Bewältigung von Stresssituationen.

Gemäß § 8 Abs. 1 Oö. HHVO 2024 zielen die Inhalte der Zusatzausbildung gemäß § 4 Abs. 2 Oö. HHG 2024 darauf ab, die Halterin bzw. den Halter eines auffälligen Hundes in die Lage zu versetzen, das Verhalten ihres oder seines Hundes sowohl in Alltags- als auch in Stresssituationen richtig einschätzen und diese Situationen mit ihrem bzw. seinem auffälligen Hund richtig bewältigen zu können, sodass bei positiver Absolvierung dieser vertiefenden Ausbildung samt Prüfung ein weitgehend gefahrloser Umgang mit dem betreffenden Hund gewährleistet sein soll.

Gemäß § 8 Abs. 2 Oö. HHVO 2024 gilt der Nachweis einer Zusatzausbildung im Sinn des § 4 Abs. 2 Oö. HHG 2024 gilt als erbracht, wenn die Halterin oder der Halter eines auffälligen Hundes eine Bestätigung (Abs. 4) darüber vorlegt, dass sie oder er mit diesem Hund eine der nachfolgenden Ausbildungen samt Prüfung positiv absolviert hat:

1. Begleithundeprüfung mit Verhaltenstest (Mensch-Hund-Team-Prüfung/BH-VT) nach der Österreichischen Prüfungsordnung (ÖPO) des Österreichischen Kynologenverbands (ÖKV) oder die Begleithundeprüfung mit Verhaltenstest (FCI-BH/VT) nach der Internationalen Gebrauchshunde Prüfungsordnung (IGP) der Fédération Cynologique Internationale (AISBL);

2. Begleithundeprüfung mit Verhaltenstest und Sachkundenachweis für den Hundehalter 	(BH-V), Begleithundeprüfung I (BHI) oder eine darauf aufbauende Ausbildung nach der Prüfungsordnung der Österreichischen Hundesport Union (ÖHU);

3. Brauchbarkeitsprüfung für Jagdhunde in Oberösterreich nach der Prüfungsordnung des Oö. Landesjagdverbands oder eine Leistungsprüfung nach der Österreichischen Prüfungsordnung für von der Fédération Cynologique Internationale (FCI) anerkannte Jagdhunde-Rassegruppen des Österreichischen Jagdgebrauchshunde-Verbands (ÖJGV);

4. Prüfung zum Assistenzhund im Sinn des § 39a Bundesbehindertengesetz (BBG), BGBl. Nr. 283/1990, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2024, sowie nach den Richtlinien Assistenzhunde des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz über nähere Bestimmungen gemäß § 39a Abs. 10 BBG oder Prüfung zum Therapiebegleithund im Sinn des § 39a Bundesbehindertengesetz (BBG), BGBl. Nr. 283/1990, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2024, sowie nach den Richtlinien Therapiehunde des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz über nähere Bestimmungen gemäß § 39a Abs. 10 BBG;

5. Prüfung Hundealltagstauglichkeit (HAT SK) nach der Österreichischen Prüfungsordnung des Österreichischen Berufsverbands der Hundetrainer und -verhaltensberater (ÖBdH e.V.);

6. Mensch-Hund-Team-Prüfung/BH-VT nach der Prüfungsordnung der DogAudit eGen;

7. Rettungshunde-Prüfung nach der Internationalen Prüfungsordnung für Rettungshunde-Prüfungen der Fédération Cynologique Internationale (FCI) und der Internationalen Rettungshunde Organisation (IRO).

Gemäß § 8 Abs. 3 Oö. HHVO 2024 kann die Ausbildung nach Abs. 2 Z 5 und 6 bei jedem Verein des ÖKV, der ÖHU, beim Österreichischen Berufsverband der Hundetrainer und -verhaltensberater (ÖBdH e.V.) oder einer gewerblichen Hundeschule absolviert werden. Die Prüfung muss von einer Prüferin oder einem Prüfer abgenommen werden, die oder der dazu autorisiert und legitimiert wurde. Es ist seitens der die Ausbildung und Prüfung anbietenden Organisationen sicherzustellen, dass die Zusatzausbildungen für Menschen mit Behinderung umfassend barrierefrei zugänglich sind.

Gemäß § 8 Abs. 4 Oö. HHVO ist die erfolgreiche Absolvierung einer Ausbildung nach Abs. 1 bei positiv absolvierter Prüfung nach der jeweiligen Prüfungsordnung, Prüfungsvorschrift oder nach den jeweiligen Richtlinien schriftlich zu bestätigen. Aus der Bestätigung muss zweifelsfrei hervorgehen, welche Person mit welchem Hund die Ausbildung und Prüfung absolviert hat. Die Prüfung muss von einer Prüferin oder einem Prüfer abgenommen worden sein, die oder der von einer der im Abs. 2 genannten Organisationen dazu legitimiert wurde.


[SUBSUMTION: Bitte prüfen Sie, ob der Sachverhalt den rechtlichen Voraussetzungen der Aufhebung der Auffälligkeit entspricht]:

Bitte begründen Sie, warum die Voraussetzungen für die Aufhebung der Auffälligkeit nicht erfüllt sind und der Antrag daher abzuweisen ist.

Z.B. Ihr Hund 

	Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX



wurde von der Bürgermeisterin/vom Bürgermeister der Stadt-/Markt-/Gemeinde XXX mit Bescheid vom XXX, Geschäftszahl XXX, gemäß § 7 Abs. 1 Z 1/Z 2 (Anmerkung: Bitte die Ziffer(n) anführen, nach der/denen der Hund für auffällig erklärt wurde; für Z 3 gibt es einen eigenen Musterbescheid) Oö. HHG 2024 für auffällig erklärt. Diese Auffälligkeit wurde noch nicht gemäß § 7 Abs. 7 oder 8 Oö. HHG 2024 aufgehoben.

Die Auffälligkeit des Hundes gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 oder Z 2 Oö. HHG 2024 ist auf Antrag der Hundehalterin bzw. des Hundehalters von der Gemeinde aufzuheben, wenn ein positiver Befund einer verhaltensmedizinischen Evaluierung vorgelegt wird, der nach rechtskräftiger Feststellung der Auffälligkeit eingeholt wurde und aus dem ersichtlich ist, dass kein erhöhtes Gefährdungspotential von dem Hund ausgeht und der Nachweis einer Zusatzausbildung gemäß Abs. 6 erbracht wurde.

Sie haben am TT.MM.JJJJ einen Antrag auf Aufhebung der Auffälligkeit des Hundes XXX gemäß § 7 Abs. 7 Oö. HHG 2024 eingebracht.

Jedoch haben Sie trotz Verbesserungsauftrag vom TT.MM.JJJJ bisher keinen Befund einer verhaltensmedizinischen Evaluierung des Hundes XXX gemäß § 7 Abs. 5 Oö. HHG 2024 vorgelegt.

ODER:
[bookmark: _Hlk204674283]Jedoch haben Sie trotz Verbesserungsauftrag vom TT.MM.JJJJ bisher keinen gültigen Befund einer verhaltensmedizinischen Evaluierung des Hundes XXX gemäß § 7 Abs. 5 Oö. HHG 2024 vorgelegt, da der vorgelegte Befund nicht von einer gemäß § 7 Abs. 4 Oö. HHVO 2024 berechtigen Tierärztin oder einem berechtigten Tierarzt mit einer Zusatzausbildung auf dem Gebiet der Verhaltensmedizin erstellt wurde.

ODER:
[bookmark: _Hlk204677663]Jedoch haben Sie trotz Verbesserungsauftrag vom TT.MM.JJJJ bisher keinen gültigen Befund einer verhaltensmedizinischen Evaluierung des Hundes XXX gemäß § 7 Abs. 5 Oö. HHG 2024 vorgelegt, da der vorgelegte Befund bereits am TT.MM.JJJJ eingeholt wurde und damit vor rechtskräftiger Feststellung der Auffälligkeit, die am TT.MM.JJJJ eingetreten ist.

ODER:
Jedoch haben Sie am TT.MM.JJJJ einen Befund einer verhaltensmedizinischen Evaluierung des Hundes XXX gemäß § 7 Abs. 5 Oö. HHG 2024 vorgelegt, aus dem ersichtlich ist, dass Ihr Hund eine Gefährdungseinstufung von 3 oder 4 aufweist und daher ein erhöhtes Gefährdungspotential von Ihrem Hund ausgeht. (Anmerkung: ab Stufe 3 besteht jedenfalls ein erhöhtes Gefährdungspotential)

UND/ODER:
Jedoch haben Sie trotz Verbesserungsauftrag vom TT.MM.JJJJ bisher keinen Nachweis über die positive Absolvierung eine Zusatzausbildung (§ 4 Abs. 2) für den Hund XXX gemäß § 7 Abs. 6 Oö. HHG 2024 vorgelegt.

ODER:
Jedoch haben Sie trotz Verbesserungsauftrag vom TT.MM.JJJJ bisher keinen gültigen Nachweis über die positive Absolvierung eine Zusatzausbildung (§ 4 Abs. 2) für den Hund XXX gemäß § 7 Abs. 6 Oö. HHG 2024 vorgelegt, weil die absolvierte Ausbildung nicht als Zusatzausbildung gemäß § 7 Abs 6 iVm § 4 Abs. 2 Oö. HHG 2024 und § 8 Oö. HHVO 2024 gilt oder nicht von Ihnen mit Ihrem auffälligen Hund XXX absolviert wurde oder bereits vor dem Vorfall, der zur Auffälligkeit geführt hat, absolviert wurde.

Aus den angeführten Gründen war spruchgemäß zu entscheiden.

Zu II.:
Der Ausspruch über die Verfahrenskosten ist in den angeführten Rechtsgrundlagen begründet.


RECHTSMITTELBELEHRUNG

[bookmark: _Hlk169262754]Gegen diesen Bescheid können Sie binnen vier Wochen nach Zustellung Beschwerde an das Verwaltungsgericht erheben. Falls Sie innerhalb der Beschwerdefrist einen Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe stellen, beginnt die Beschwerdefrist erst mit dem Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss über die Bestellung der Rechtsanwältin bzw. des Rechtsanwalts zur Vertreterin bzw. zum Vertreter und der anzufechtende Bescheid dieser bzw. diesem zugestellt sind. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe abgewiesen, beginnt die Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an Sie zu laufen.

Die Beschwerde ist schriftlich bei uns einzubringen.

Schriftlich bedeutet handschriftlich oder in jeder technisch möglichen Form nach Maßgabe der Bekanntmachungen der Stadt-/Markt-/Gemeinde XXX, unter http://www.gemeinde-XX.gv.at > Bürgerservice >Amtstafel >Kundmachungen.

Sie hat zu enthalten:
1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides,
2. die Bezeichnung der belangten Behörde (bescheiderlassende Behörde),
3. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt,
4. das Begehren und
5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist.

Die Beschwerde (samt Beilagen) ist mit 50 Euro, ein gesondert eingebrachter Antrag auf Ausschluss oder Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung (samt Beilagen) mit 25 Euro pauschal zu vergebühren, sofern keine Gebührenbefreiung vorliegt. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszwecks (Geschäftszahl des Bescheides) durch Überweisung auf das Konto des Finanzamtes Österreich, Dienststelle Sonderzuständigkeiten (IBAN AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW) zu entrichten.

Bei elektronischer Überweisung der Beschwerdegebühr verwenden Sie bitte die Funktion „Finanzamtszahlung“ und geben Sie dabei neben dem Betrag folgende Informationen an:
· Steuernummer/Abgabenkontonummer: .. 109999102
· Abgabenart: ………………………………..EEE – Beschwerdegebühr
· Zeitraum: …………………………………..Datum des Bescheides

Die Entrichtung der Gebühr ist durch einen Zahlungsbeleg oder einen Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung nachzuweisen. Dieser Beleg ist der Eingabe anzuschließen.

Sie haben das Recht, im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht eine mündliche Verhandlung zu beantragen.


Mit freundlichen Grüßen

Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister
ODER
Für die Bürgermeisterin / den Bürgermeister

[Name des Genehmigenden und Datum der Genehmigung, oder Amtssignatur mit dazugehörigem Hinweis]


Ergeht nachweislich an: 
1. ........................................... (RSb) 
Beilage:  
2. ……………………………… (per dualer Zustellung) 

II. Ergeht zur Kenntnis an: 
3. ........................................... (per Email)
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